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    Aktuelle Praxisfragen
Kollisionsrecht der Ehescheidung bei Antragstellung nach dem 21.6.2012, VO Nr. 1259/2010 (Rom 3), insbesondere im Verhältnis zu Italien, der Türkei und dem Iran*/**
von Priv.-Doz. RA Dr. Peter Finger, FamR Frankfurt/M
In Scheidungsverfahren mit dem notwendigen Auslandsbezug in Deutschland, für die sich die int. Zuständigkeit dt. Gerichte aus der VO Nr. 2201/2003 ergibt, bringen wir nach Antragstellung nach dem 21.06.2012 dt. Recht als gemeinsames Aufenthaltsrecht der Eheleute bzw. als lex fori zur Anwendung, wenn die Beteiligten keine vorrangige Rechtswahl getroffen haben, vgl. Art. 5 und 8 VO Nr. 1259/2010. Dabei fallen die Ergebnisse häufig anders aus als wir bisher gewohnt waren, vor allem bei gemeinsamer Staatsangehörigkeit der Eheleute, vgl. dazu Art. 17 Abs. 1 EGBGB, denn ihr kommt nur noch dritte Wertigkeit zu, Art. 8 VO Nr. 1259/2010. Sonst ist manches andere von "irritierender Flüchtigkeit", weil sich das Scheidungsstatut mit dem Wechsel der Anknüpfungsvoraussetzungen schnell verändern kann, etwa beim Umzug eines Gatten, Art. 8 b). Scheidungsfolgen sind, wenn sie selbständig geregelt sind, nicht einbezogen, sondern ergeben sich nach wie vor aus ihren eigenen Regeln, für das eheliche Güterrecht also Art. 15 EGBGB, solange die vorgesehene europ. Rechtsverordnung nicht in Kraft getreten ist, für den Versorgungsausgleich aus Art. 17 Abs. 3  EGBGB mit einigen Veränderungen, die aber noch nicht in Kraft getreten sind, BGBl. 2013 I 101, für Hausrat und Ehewohnung aus Art. 17a EGBGB und (als letztes Beispiel) für die elterliche Sorge aus Art. 21 EGBGB bzw. dem KSÜ oder dem MSA. Im Übrigen sind weitere Rechtsakte der europ. Union und internationale Abk. zu beachten, etwa für den Unterhalt, EuUnterhaltsVO und Haager Unterhaltsprotokoll. Im Verhältnis zum Iran geht das dt.-iran. Niederlassungsabk. 1929 vor, soweit seine Regeln eingreifen und nicht ihrerseits wieder verdrängt sind.
I. Einleitung

1. Sachlicher Anwendungsbereich VO Nr. 1259/2010
Für Verfahren auf Ehescheidung bzw. Trennung ohne Auflösung des Ehebandes mit Auslandsbezug, die nach dem 21.6.2012 bei Gericht eingeleitet werden,
 sind unsere bisherigen Anknüpfungsregeln, die wir im Wesentlichen aus Art. 17 EGBGB entwickelt haben, verdrängt durch die Bestimmungen der VO Nr. 1259/2010 (Rom 3),
 die im Wege der Verstärkten Zusammenarbeit
 von den/einigen Staaten der europ. Gesetzgebung in Kraft gesetzt worden sind, weil eine für alle - außer Dänemark, denn Dänemark nimmt grundsätzlich nicht teil, während das Ver. Königreich und Irland über ihre Mitwirkung von Fall zu Fall entscheiden - verbindliche Rechtsverordnung am Widerstand einiger Länder gescheitert ist, geplant einmal als VO Nr. 2201/2003/neu.
 Neben Deutschland haben Österreich, Bulgarien, Frankreich, Ungarn, Italien, Luxemburg, Rumänien, Spanien, Belgien, Lettland, Portugal, Slowenien und Malta ihre Teilnahme erklärt (dort ist inzwischen die Ehescheidung rechtlich zulässig), während Griechenland aus dem Bewerberkreis wieder ausgeschieden ist. Dabei wenden wir und die anderen Teilnehmer die besonderen Vorschriften zum Scheidungskollisionsrecht nicht nur auf Staatsangehörige der Staaten an, die sich zur Verstärkten Zusammenarbeit entschlossen haben oder an der europ. Gesetzgebung mitwirken bzw. der EU wenigstens angehören, sondern auf alle, die die Voraussetzungen im Einzelnen erfüllen, durchgängig durch gewöhnliche Aufenthaltsnahme in dem Staat, der über die Sache zu entscheiden hat. Drittstaaten sind allerdings nicht gebunden, denn wir können sie nicht binden, soweit sie sich nicht selbst zur Mitwirkung entschließen; sie beurteilen die Sache folglich, wenn sie eine Regelung zu treffen haben, nach ihren eigenen Vorstellungen, so dass Brüche entstehen, die die Beteiligten dann auch für sich und ihre Absichten ausnutzen können, forum shopping (in zulässiger Form), aus der letztlich dann "law-shopping" folgen kann.
Beispiel 1: Klaus K., deutscher Staatsangehöriger., ist mit Celia K., Engländerin, verheiratet; beide lebten während der Ehe in F./Deutschland. Hält sich Celia unmittelbar vor der Antragstellung seit mindestens sechs Monaten wieder in England auf, sind die Gerichte dort - wenn sie ihr Scheidungsverfahren betreiben will - zuständig, Art. 3 a) 6. Spiegelstrich VO Nr. 2201/2003, die für die Scheidung und die Folgen (weitgehend) engl. Recht anwenden, lex fori, während dt. Gerichte, die Klaus rechtzeitig und unter denselben Voraussetzungen einschalten könnte, dt. Aufenthaltsrecht heranziehen würden, Art. 8 b) VO Nr. 1259/2010. Dabei ist allerdings notwendig, dass engl. IPR-Regeln - das zuständige Gericht wendet stets sein eigenes Recht an - auch güterrechtliche Ansprüche umfassen, bei uns Art. 15 Abs. 1 EGBGB, ohne dass mit der Eheschließung bereits eine abweichende Festlegung erfolgt ist, wie bei Art. 15 Abs. 1 EGBGB, Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts. 
Diese Ergebnisse hätte Celia allerdings auch schon vor der VO Nr. 1259/2010 für sich erzielen können. Nach England wird sie ausweichen, wenn sie sich so Vorteile in der Sache erhofft, und in Deutschland wird sie die Angelegenheit führen, wenn die Folgen hier für sie günstiger sind,  und für Klaus gelten dieselben Voraussetzungen (spiegelbildlich). Klaus muss sich "materiell-rechtlich" mit §§ 1565 Abs. 2, 1566 BGB auseinander setzen, wenn das bei uns vorgesehene Trennungsjahr (noch) nicht abgelaufen ist.
2. Vorrangig: Rechtswahl der Eheleute, Art. 5 VO Nr. 1259/2010
Nach Art. 17 Abs. 1 EGBGB war für uns in Scheidungsverfahren mit Auslandsbezug, die bis zum 21.6.2012 eingeleitet waren, die Rechtsanwendung zuerst die gemeinsame Staatsangehörigkeit der Beteiligten entscheidend, dann die letzte gemeinsame Staatsangehörigkeit, wenn ein Ehegatte inzwischen einem anderen Staat angehörte, danach und mit zweiter Wertigkeit gemeinsames gewöhnliches oder letztes gemeinsames gewöhnliches Aufenthaltsrecht, schließlich, wenn so keine Anknüpfung gelang, die engste Verbindung beider Beteiligten zu einem Recht oder, falls immer noch keine Festlegung erfolgen konnte, dt. Recht als lex fori, Kegel'sche Leiter, vgl. dazu in der Abfolge Art. 14 Abs. 1 EGBGB. Dabei standen diese Varianten den Parteien nicht zur Auswahl offen; die Abfolge war vielmehr festgelegt und so für sie verbindlich. Nun können die Ehegatten durch Vereinbarung und wesentlich weiter als bisher in Art. 14 Abs. 2 und 3 EGBGB vorgesehen "das auf die Ehescheidung oder die Trennung ohne Auflösung des Ehebandes anzuwendende Recht wählen", 
"sofern es sich dabei um das Recht eines der folgenden Staaten handelt:
a) das Recht des Staates, in dem die Ehegatten zum Zeitpunkt der Rechtswahl ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben oder

b) das Recht des Staates, in dem die Ehegatten zuletzt ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatten, sofern einer von ihnen zum Zeitpunkt der Rechtswahl dort noch seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat oder

c) das Recht des Staates, dessen Staatsangehörigkeit einer der Ehegatten zum Zeitpunkt der Rechtswahl besitzt oder

d) das Recht des Staates des angerufenen Gerichts", Art. 5 VO Nr. 1259/2010, denn die Ehe und ihre rechtliche Beurteilung sollen eine inhaltliche Verbindung zum gewählten Recht haben, um eher fern liegende Rechtsordnungen auszuschalten, die Gatten selbst vor unbedachten und von ihnen nicht beabsichtigten Folgen zu schützen und vor allem den jeweils anderen vor herben Verlusten zu bewahren, die ihm der andere Partner zu seinem eigenen Vorteil (gern) zumuten möchte,
 dazu Beispiel 1. 

Nach wie vor kann die Ehescheidung in Deutschland nur durch ein Gericht erfolgen, § 1564 BGB, wobei diese Bestimmung Bestandteil des dt. ordre public ist, vgl. auch Art. 17 Abs. 2 EGBGB.

3. Rechtswahl vor dem 21.6.2012

Haben sich die Beteiligten vor dem 21.6.2012 auf das für sie im Scheidungsverfahren maßgebliche Recht verständigt, bleibt ihre Wahl wirksam, "sofern sie die Voraussetzungen nach den Artikeln 6 und 7 erfüllen", Art. 18 Abs. 1 S. 2 VO Nr. 1259/2010. Nach den Regeln der VO Nr. 1259/2010 reicht 

Schriftform, während wir in Deutschland - und das wird entscheidend, Art. 7 Abs. 2 VO Nr. 1259/2010 - notarielle Beurkundung verlangen, dazu auch Art. 46 d EGBGB und Art. 14 Abs. 4 EGBGB.
 Im Übrigen können die Eheleute ihre Erklärungen "unbeschadet des Absatzes 3 ... jederzeit, spätestens jedoch zum Zeitpunkt der Anrufung des Gerichts" abgeben oder ändern, Art. 5 Abs. 2, aber 
nach dieser Bestimmung nicht (mehr) während des Verfahrens selbst, so dass sie nicht einmal weitere Hinweise etwa des Gerichts aufnehmen können. "Sieht das Recht des Staates des angerufenen Gerichts dies (allerdings) so vor, so können die Ehegatten die Rechtswahl vor Gericht noch im Laufe des Verfahrens vornehmen. In diesem Fall nimmt das Gericht die Rechtswahl im Einklang mit dem Recht des Staates des angerufenen Gerichts zu Protokoll", Art. 5 Abs. 3 VO Nr. 1259/2010.
 Bisher waren Absprachen nach Art. 14 Abs. 2 oder 3 EGBGB eher selten, weil die Bestimmung eng gefasst ist und die Voraussetzungen im Einzelnen selten erfüllt waren. Nun können und werden die Parteien häufiger Vereinbarungen zum anwendbaren Recht für ihr Scheidungsverfahren treffen. Nach wie vor ist Art. 5 VO Nr. 1259/2010 allerdings immer noch weitgehend unbekannt. Ohnehin werden sich die Eheleute im Vorfeld des Scheidungsverfahrens oder während der meist streitig geführten Auseinandersetzung kaum verständigen können, welches Recht für sie maßgeblich werden soll, weil so zum Teil auch die Folgen mitbestimmt sein können, selbst wenn sie sich sonst und jedenfalls nach unseren Vorstellungen aus ihren eigenen Regeln ergeben, beim ehelichen Güterrecht etwa aus Art. 15 EGBGB, für den Unterhalt aus dem Haager Unterhaltsprotokoll (HUP), denn Art. 18 EGBGB ist seit dem 18.6.2011 aufgehoben, für die elterliche Sorge aus den Vorschriften des Kinderschutzübereinkommens (KSÜ) bzw. des Haager Minderjährigenschutzabkommens (MSA), knappe Übersicht III.). Bei der Eheschließung ist das alles anders; hier suchen beide nach einer für sie passenden Lösung. Jedenfalls wird ihre Rechtswahl für die Ehescheidung (Art. 5 VO Nr. 1259/2010) zumindest noch für längere Übergangszeiten wohl eher die Ausnahme bleiben. Daher kommt Art. 8 VO Nr. 1259/2010 besondere Bedeutung zu,
 dazu gleich 4. und II.
4. Art. 8 VO Nr. 1259/2010, Rechtsanwendung bei fehlender Rechtswahl der Beteiligten

"Mangels einer Rechtswahl gemäß Artikel 5 unterliegen die Ehescheidung und die Trennung ohne Auflösung des Ehebandes
a) dem Recht des Staates, in dem die Ehegatten zum Zeitpunkt der Anrufung des Gerichts ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, oder anderenfalls

b) dem Recht des Staates, in dem die Ehegatten zuletzt ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatten, sofern dieser vor nicht mehr als einem Jahr vor Anrufung des Gerichts endete und einer der Ehegatten zum Zeitpunkt der Anrufung des Gerichts dort noch seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat oder anderenfalls
c) dem Recht des Staates, dessen Staatsangehörigkeit beide Ehegatten zum Zeitpunkt der Anrufung des Gerichts besitzen, oder anderenfalls

d) dem Recht des Staates des angerufenen Gerichts".
Damit wird das Recht am gewöhnlichen Aufenthaltsort der Beteiligten stark aufgewertet und häufig allein entscheidend. Jedenfalls tritt die Vorstellung zurück, gerade für familienrechtliche Streitigkeiten seien die heimatstaatlichen Regeln besonders prägend, die ins Ausland hinein wirkten und die daher weiterhin bestimmend bleiben sollten; sie überzeugt so auch nicht mehr, denn die meisten Ausländer halten sich in ihrem neuen Aufenthaltsstaat langfristig auf und gliedern sich in die dortigen Lebensverhältnisse ein, wobei auch die "neuen" Rechtsregeln, die für sie anwendbar werden, ihren eigenen Beitrag leisten oder leisten können. Insgesamt folgen aus Art. 8 VO Nr. 1259/2010 allerdings teils überraschende und manchmal ganz unerwartete Ergebnisse mit "irritierender Flüchtigkeit" für die Rechtsanwendung.
   
II. Art. 8 a) und b) VO Nr. 1259/2010 - gemeinsames gewöhnliches Aufenthaltsrecht der Eheleute, insbes.: dt. Recht
1. Allgemeines

Häufig wird die in Art. 5 vorgesehene Rechtswahl der Beteiligten fehlen. Bisher waren unsere Anforderungen für sie streng, vgl. Art. 14 Abs. 2 und 3 EGBGB. Im Scheidungsverfahren werden die Eheleute sich kaum noch verständigen können. Missverständnisse und gegenseitiges Misstrauen sind nun einmal zu groß.
  Dann wird, denn dt. Gerichte sind für das Verfahren zuständig und sollen die Sache entscheiden, wobei sich ihre Zuständigkeiten aus der VO Nr. 2201/2003 ergeben, oft und vorrangig dt. Aufenthaltsrecht Grundlage, Art. 8 a) und b) VO Nr. 1259/2010.
Beraterhinweis: Gerade wegen der so zumindest gefährdeten Anerkennung des dt. Scheidungsbeschlusses im Heimat-/Herkunftsstaat sollten sich die Parteien gut überlegen und Hinweise ihres Anwalts oder des Gerichts aufnehmen, ob sie sich nicht vielleicht doch - beschränkt, wenn sie die Folgen geregelt haben - durch Rechtswahl verständigen wollen, denn sonst müssen sie dort ein weiteres Verfahren führen, dessen Abschluss sie (auch) brauchen, um in Deutschland (etwa) wieder heiraten zu können, § 1309 BGB, Art. 13 EGBGB. 
2. Länder mit besonderen Scheidungsvoraussetzungen

a. Italien - Trennungsverfahren
aa. Nach § 3 des G Nr. 898 v. 1.12.1970 kann in Italien die Ehe aufgelöst oder die Beendigung ihrer zivilrechtlichen Wirkungen (Konkordatsehe) gerichtlich ausgesprochen werden, wenn sich der andere Ehegatte eine Straftat nach § 3 Abs. 1 dieses G vorwerfen lassen muss. Sonst, Art. 2 b) (a beschäftigt sie sich mit der "völligen geistigen Unzurechnungsfähigkeit eines Gatten"), muss "die Trennung zwischen den (Beteiligten) ununterbrochen mindestens drei Jahre gedauert haben, gerechnet von dem Zeitpunkt an, zu dem die Ehegatten im Ehetrennungsverfahren vor dem Gerichtspräsidenten erschienen sind", auch wenn das streitige Urteil (zur Trennung) in ein einvernehmliches umgewandelt worden ist. "Unterbrechungen der Trennungszeit" müssen von der beklagten Partei eingewendet werden. Trennungsverfahren nach ital. Recht konnten (und können) auch in Deutschland geführt werden. Kam aus unserer Sicht ital. Recht für die Ehescheidung zur Anwendung und waren dt. Gerichte international zuständig, war ihr Abschluss und der anschließende Ablauf der besonderen, weiteren Trennungsfrist notwendige Voraussetzung für die Ehescheidung bei uns, die das angerufene dt. Gericht aussprechen sollte und erst so aussprechen konnte. Für Scheidungsanträge, die vor dem 21.6.2012 gestellt sind, bleiben diese Folgen weiterhin erhalten, während für Anträge "danach"
 Art. 8 a) und b) VO Nr. 1259/2010 dt. Aufenthaltsrecht zur Anwendung bringen kann, auch c) (lex fori), das keine förmliche Trennung mit gerichtlicher Regelung kennt, §§ 1565, 1566 BGB, zum Abschluss des schon vorher eingeleiteten Trennungsverfahrens bei uns gleich bb. Doch wäre der Schluss, im Verhältnis zu Italien spiele das Trennungsverfahren bei einer Scheidung nach dem 21.6.2012 nun keinerlei Rolle mehr, voreilig und letztlich falsch;
Beispiel 2: Carina M., ital. Staatsangehörige, ist mit Rocco M., ebenfalls Italiener, verheiratet; beide leben seit langer Zeit in F./Deutschland. Nun will sie sich scheiden lassen; sie hält ihre Ehe für gescheitert. Von Rocco ist sie seit 13 Monaten getrennt. Internat. zuständig ist das FamG F., Art. 3 a) 1., 3. bzw. 5. Spiegelstrich VO Nr. 2201/2003. Wird ihr Antrag dort nach dem 21.6.2012 anhängig, gilt dt. Aufenthaltsrecht, Art. 8 a) VO Nr. 1259/2010, §§ 1565, 1566 BGB. Gerichtliche Trennung ist nicht (mehr) nötig wie sie das nach ital. Recht sonst vorsieht. VKH steht daher durchgängig nicht mehr bereit, wenn nicht einer der Beteiligten gerade insoweit ein besonderes Regelungsbedürfnis für sich in Anspruch nehmen und das Gericht überzeugen kann,
 denn dann ist sie wie vorher (und sonst) zu gewähren.
Variante 1: Bisher lebten die Eheleute M. mit gemeinsamem gewöhnlichen Aufenthalt in Italien. Nun sind beide umgezogen. Deshalb wird dt. Recht maßgeblich, Art. 8 a) VO Nr. 1259/2010. Ist Rocco dagegen in Italien geblieben, ist weiterhin ital. Recht für die Ehescheidung bei uns Grundlage, solange der Umzug von Carina noch nicht länger als ein Jahr zurückliegt,
 das sich später dann über die gemeinsame Staatsangehörigkeit der Beteiligten auswirkt, Art. 8 c), falls Rocco beim dt. FamG Scheidungsantrag stellt (das kann er, selbst wenn er seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Italien beibehält),13a dazu Art. 3 3. Spiegelstrich VO Nr. 2201/2003, wobei die Fristen aus 5. Spiegelstrich für ihn insoweit nicht gelten. Dann muss das in Italien vorgesehene Trennungsverfahren auch bei geführt werden. Verlegt Rocco seinen gewöhnlichen Aufenthalt dagegen ebenfalls nach Deutschland, gilt von da an dt. Recht als Aufenthaltsrecht bzw. als lex fori; bisherige Forderungen des ital. Rechts (besonderes Trennungsverfahren) sind für uns dann nicht weiter beachtlich, und VKH kann nicht bewilligt werden, wenn nicht ein Ehegatte ein besonderes Regelungsinteresse gerade für das Trennungsverfahren klarmachen kann.

Variante 2: Carina ist (nicht mit Rocco M. verheiratet, sondern) mit Peter M., dt. Staatsangehöriger; beide lebten bis vor kurzem in Italien. Peter ist umgezogen und hat sich in F./Deutschland eine eigene Wohnung genommen und eine Arbeitsstelle gesucht. Nun stellt er beim FamG F. Scheidungsantrag; dort kann er tätig werden, wenn er sich seit mindestens sechs Monaten unmittelbar vor der Antragstellung wieder in Deutschland aufhält, Art. 3 a) 6. Spiegelstrich VO Nr. 2201/2003. Liegt der Umzug noch nicht ein Jahr zurück, kommt ital. Recht zur Anwendung, nämlich über den letzten gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt, Art. 8 b) VO Nr. 1259/2010, wobei der Zeitpunkt maßgeblich ist, zu dem das Verfahren eingeleitet wird, danach dt. Recht (nun) als lex fori, Art. 8 d) VO Nr. 1259/2010, §§ 1565, 1566 BGB, denn die Beteiligten haben keine gemeinsame Staatsangehörigkeit und keinen gemeinsamen, prägenden Aufenthalt (mehr).
Beraterhinweis: Mit der für den Umzug eines Ehegatten vorgesehenen Frist aus Art. 8 b) VO Nr. 1259/2010 kann ein Statutenwechsel für das Scheidungsverfahren verbunden sein; darauf ist bei der Antragstellung (Einleitung des Scheidungsverfahrens)  zu achten. Ist die besondere Frist abgelaufen, gilt "neues" Recht, während sonst - wenn sie das nicht ist - bisheriges Recht erhalten bleibt. Deshalb kann ratsam sein, die Dinge einfach abzuwarten, weil damit "neues Recht" ins Spiel kommt!
Variante 3: Ist Carina auch dt. Staatsangehörige, kann sie nach ihrer Wahl ihr Verfahren in Deutschland oder in Italien führen,
 ohne dass dabei maßgeblich wäre, welche Staatsangehörigkeit für sie prägend/effektiv ist.

Art. 8 b) VO Nr. 1259/2010 führt (mit a) und d)) jedenfalls zu einer irritierenden Flüchtigkeit des Scheidungsstatuts, das sich binnen kurzer Zeit mit den tatsächlichen Voraussetzungen verändern kann: "Bereits der Wechsel des gewöhnlichen Aufenthalts nur eines Ehegatten hat, soweit nachfolgend noch die Jahresfrist abläuft, eine Hilfsanknüpfung nach c) oder d) und damit ggf. die Anwendung eines anderen materiellen Scheidungsrechts zur Folge. Die (Kontinuität-)Interessen des Ehegatten auch für die bisherige Rechtsanwendung, der seinen gewöhnlichen Aufenthalt beibehalten hat, werden (jedenfalls) ausgeblendet."
 
bb. Haben die Parteien ein Trennungsverfahren etwa nach ital. Recht vor dem 21.6.2012 bei einem dt. Gericht bereits eingeleitet, können sie 
- sein Ruhen beantragen, wenn die Sache noch nicht abgeschlossen ist,

- oder Erledigung erklären, soweit für die Ehescheidung danach dt. Recht als Aufenthaltsrecht oder lex fori Grundlage wird. Mit ihren bisherigen Anträgen haben sie sich jedenfalls nicht (etwa) auf ital. Recht festgelegt, denn Trennung und Ehescheidung sind unterschiedliche Angelegenheiten jeweils mit eigenem Streitgegenstand.
/
 Doch können sie die Sache auch fortsetzen, wenn die Trennung bei Gericht spätere, etwa güterrechtliche Folgen haben kann, dazu Art. 159 ital. Cc,
 so dass für sie bei uns auch nach dem 21.6.2012 das notwendige Rechtschutzinteresse fortbesteht, weil bereits (etwa) mit Rechtskraft der gerichtlichen Entscheidung zur Trennung, die ohne größere Verzögerungen ergehen kann, die Gütergemeinschaft (gesetzlicher Güterstand in Italien) aufgelöst wird, die sonst noch bis zum rechtskräftigen Abschluss der Scheidung in dieser Form bestehen bliebe.
/

b. Türkei - einverständliche Scheidung; Widerspruch

Nach Art. 166 Abs. 1 türk. ZGB kann die Ehe geschieden werden, wenn sie "so grundlegend zerrüttet (ist), dass dem Ehegatten die Fortsetzung … nicht zugemutet werden kann". Sind beide Beteiligte über diese Folgen einig, sind keine weitere Trennungszeiten vorgesehen; allerdings muss die Ehe dann mindestens ein Jahr gedauert haben, Abs. 3. Halten sich türk. Eheleute bei uns gewöhnlich auf, gilt für sie im Scheidungsverfahren, das sie nach dem 21.6.2012 einleiten, dt. Aufenthaltsrecht, wenn sie sich nicht anders verständigt haben (Rechtswahl), Art. 8 a) VO Nr. 1259/2010. Wie alle anderen müssen sie somit ein Jahr warten, § 1566 Abs. 1 BGB, können aber
- türk. Recht wählen, so dass Art. 166 Abs. 1 und 3 türk. ZGB für sie bestimmend wird oder bleibt,

- oder ihr Verfahren in der Türkei betreiben, wobei die Regeln der VO Nr. 2201/2003 (oder 1259/2010) dann nicht gelten, da wir Drittstaaten nicht in die Pflicht nehmen können.

Beraterhinweis: Gerade auf diese Folgen sollte der Anwalt bei der beabsichtigten Scheidung türk. Mandanten unbedingt hinweisen; mit der Verfahrensführung in Deutschland, die für sie vielleicht leichter ist und VKH ins Spiel bringt, gehen ihnen die Möglichkeiten aus Art. 166 Abs. 1 und 3 türk. ZGB verloren, im Einverständnis des anderen und ohne weitere zeitliche Bindungen geschieden zu werden. 

Andererseits kann nach Art. 166 Abs. 2 türk. ZGB der "weniger" schuldige Ehegatte gegen den Scheidungsantrag des anderen Widerspruch erheben, wenn er damit nicht rechtsmissbräuchlich handelt oder für ihn aus anderen Gründen, die er im Einzelnen auf seine Person oder die Kinder beziehen muss, an der Fortsetzung der Ehe kein Interesse besteht.
 Dann kann er weiteren Aufschub von drei Jahren erreichen. Erst danach kann die Ehe auf erneuten Antrag geschieden werden, Art. 166 Abs. 4 türk. ZGB, den der bisherige Antragsteller stellen kann, aber auch der Antragsgegner. Dt. Recht kennt keine entsprechenden Regeln; deshalb stehen sie im Verfahren bei uns auch nicht bereit, wenn dt. Recht Grundlage wird. Ob ein dt. Scheidungsbeschluss, der dem Antragsgegner seine Befugnisse aus Art. 166 Abs. 2 türk. ZGB nimmt, weil sie in Deutschland nach unseren Vorstellungen keine Rolle spielen, in der Türkei anerkannt werden kann, obwohl aus dortiger Sicht türk. Recht zur Anwendung gekommen wäre, ist zumindest unsicher.

Beraterhinweis: Auch auf Art. 166 Abs. 3 türk. ZGB muss der Anwalt seinen Mandanten (Antragsgegner im Scheidungsverfahren) in Deutschland aufmerksam machen, wenn diesem diese Befugnisse bei Anwendung dt. Aufenthaltsrechts verloren gehen könnten.
 Dann bleibt (eigentlich nur) ein Ausweg: Antragstellung in der Türkei.

Bei der einverständlichen Ehescheidung, die türk. Regeln folgt, muss sich das Gericht nach Art. 166 Abs. 2 und 3 türk. ZGB für alle Voraussetzungen etwa nach Anhörung der Beteiligten eine gesicherte Überzeugung bilden. Im Übrigen sind die von den Eheleuten getroffenen Absprachen für die Kinder und "für die Folgen für das Vermögen" auf ihre sachliche Angemessenheit zu überprüfen, wobei das Gericht sogar Änderungen für sie vornehmen und die Ehescheidung erst aussprechen kann, wenn die Beteiligten einverstanden sind und die Vorschläge aufnehmen, vgl. bei uns § 133 Abs. 1 Nr. 2 FamFG. Sonst ist zumindest dieser Weg versperrt. Bisher haben wir bei einem Scheidungsverfahren von türk. Eheleuten oder in anderer Form nach türk. Recht in Deutschland gestritten, ob Art. 166 Abs. 2 S. 2 und 3 türk. ZGB verfahrensrechtlich (dann dt. Recht als lex fori) oder materiell
 (dann türk. Recht) zu qualifizieren ist/war. Zweckmäßig war dabei sicherlich schon immer, die Bestimmung so weit wie möglich und unabhängig von ihrer rechtlichen Einschätzung bei uns zu beachten, um die Anerkennung der dt. Ehescheidung in der Türkei nicht zu gefährden. Für Verfahren, die nach dem 21.6.2012 eingeleitet werden, wird aber neben dt. Verfahrensrecht (stets: lex fori) nun auch materiell dt. Recht als Aufenthaltsrecht oder als lex fori maßgeblich, das dem Gericht Befugnisse dieser Art nicht einräumt. Dann aber kann Art. 166 Abs. 2 S. 2 bzw. türk. ZGB für uns insgesamt kaum noch eine Rolle spielen, wenn die Sache bei uns betrieben wird, so dass die Anerkennung der dt. Entscheidung in der Türkei (zusätzlich) unsicher wird. So ist das alles bedauerlich; denn die Mitwirkung des Richters erscheint sinnvoll, wenn sich die Parteien auf sie einlassen und seine Anregungen aufnehmen.
3. Rück- und Weiterverweisung
Verweist unser IPR auf ausl. Recht, ist zunächst dortiges IPR angesprochen, Art. 4 Abs. 1 S. 2 EGBGB, das dann unter den eigenen Voraussetzungen entscheidet, ob
- dortiges Sachrecht maßgeblich wird oder

- eine Rück- oder Weiterverweisung zu erfolgen hat, etwa bei nachträglichem Wechsel der Staatsangehörigkeit eines Beteiligten, die der andere nicht mitmacht, dazu Art. 14 türk. IPRG (Zurückverweisung auf Aufenthaltsrecht), Ausnahme Art. 4 d) türk. IPRG für das (weitere) Zusammentreffen mit der türk. Staatsangehörigkeit, die wie bei uns stets vorrangig ist.
 Diesen Anweisungen folgt Art. 11 VO Nr. 1259/2010 nicht mehr, ein für die Rechtswahl der Beteiligten einleuchtendes Ergebnis, denn sie ist nun wirklich nicht sonderlich sinnvoll, wenn letztlich doch ein anderes Sachrecht zur Anwendung kommt als von ihnen beabsichtigt, aber weniger überzeugend bei der objektiven Anknüpfung nach Art. 8 VO Nr. 1259/2010 nach dem gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthaltsrecht oder der Staatsangehörigkeit der Eheleute. Erfasst sind allerdings nur die (kollisionsrechtl.) Bestimmungen für die Ehescheidung und die Eheaufhebung ohne Auflösung des Ehebandes, nicht sonstige Scheidungsfolgen, die wir für unsere eigenen Anknüpfungsgrundsätze weiterhin heranziehen, vgl. dazu Art. 15 Abs. 1 EGBGB (Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts) und Rück- und Weiterverweisungen des zunächst berufenen Rechts nachgehen.
4. Längere Trennungszeiten nach Auslandsrecht

Manche Staaten verlangen von den Beteiligten mit ähnlichen Überlegungen wie bei uns üblich längere Trennungszeiten, um die Ehe zu erhalten und beide und vor allem den Antragsgegner vor übereilten Entscheidungen zu bewahren und in der Sache zu schützen. Bisher haben wir bei gemeinsamer Staatsangehörigkeit der Partner oder Beteiligung eines Deutschen, falls der gemeinsame Aufenthalt der Eheleute im Ausland lag, dortige Regeln herangezogen, wobei sich der dt. Partner nicht einmal auf Art. 17 Abs. 1 S. 2 EGBGB beziehen und dt. Recht zur Anrechnung bringen konnte,
 wenn er so die Scheidung (noch) nicht erreichen konnte, die ihm nach dt. Recht zugestanden hätte.  Nun wird, wenn Art. 8 a), b) oder c) VO Nr. 1259/2010 erfüllt sind, dt. Recht bestimmend, das erst bei einer Trennungszeit von einem Jahr die einverständliche Ehescheidung zulässt bzw. dem Antragsteller die Möglichkeit eröffnet

- die Zerrüttung der Ehe in anderer überzeugender Form dem Gericht darzulegen, allgemeiner Grundtatbestand, § 1565 Abs. 1 BGB,

- oder die Fristen aus § 1566 Abs. 2 BGB abzuwarten. Ausl. Regeln sind jedenfalls verdrängt.
5. Sonstige Erschwernisse, insbesondere gleichberechtigungswidriger Zugang zur Ehescheidung - Marokko

Bringen wir für ausl. Eheleute dt. Recht als gewöhnliches Aufenthaltsrecht oder als lex fori zur Anwendung, ist der freie und ungehinderte Zugang zur Ehescheidung mit gleichen Anteilen für Mann und Frau gesichert, Art. 3 Abs. 2 GG (Gleichberechtigungsgebote). Wenden wir dagegen fremdes Recht als letztes gemeinsames Aufenthaltsrecht oder über die gemeinsame Staatsangehörigkeit der Beteiligten an, mussten wir uns bisher, falls die Entscheidung dort anders ausfällt und Männern eher den Zugang zur Scheidung eröffnet als Frauen, mit den Maßstäben aus Art. 6 EGBGB (ordre public) mit ihren eigenen Voraussetzungen und ihren Auswirkungen und Folgen auseinandersetzen.
 Konnten ausl. Regeln danach keinen Bestand haben, mussten wir auch darauf achten, so und mit unserer Ablehnung für die (etwa) Verstoßensscheidung dem Mann, denn ernsthaft können wir entsprechende Befugnisse ja kaum auch für die Ehefrau bereithalten oder eröffnen, nicht jede Scheidungsmöglichkeit zu nehmen, wenn sonst in den ausl. Vorschriften für ihn keine weiteren Scheidungsgründe bereitstanden. Nun sieht Art. 10 VO Nr. 1259/2010 vor, dass "das Recht des Staates des angerufenen Gerichts anzuwenden ist, (wenn) das über Artikel 5 oder Artikel 8 anzuwendende Recht … einem der Ehegatten aufgrund seiner Geschlechtszugehörigkeit keinen gleichberechtigten Zugang zur Ehescheidung oder Trennung ohne Auflösung des Ehebandes gewährt", also selbst bei ausdrücklicher Rechtswahl, die die Eheleute für ein Recht getroffen haben. Art. 6 EGBGB bleibt dann weitgehend bedeutungslos.
 Im Übrigen ist Art. 12 VO Nr. 1259/2010 zu beachten, besonderer ordre public; immerhin kann bei Art. 8 VO Nr. 1259/2010 das Recht eines Staates zur Anwendung kommen, der nicht zu den teilnehmenden 
Mitgliedstaaten zählt, vgl. Art. 4 (loi uniforme).

6. Ausschluss der Ehescheidung - Beispiel: Philippinen

Lässt das sonst berufene ausländische Recht die Ehescheidung oder Trennung ohne Auflösung des Ehebandes nicht zu, so etwa die Philippinen, die allerdings wie andere dann weitgehende Aufhebungsbefugnisse für die Beteiligten bereitstellen, ziehen wir die (dt.) lex fori heran und lassen die Ehescheidung auf Antrag eines Beteiligten zu, ohne dass die fehlende Anerkennung im Heimat-/Herkunftstaat entgegensteht, Art. 10 VO Nr. 1259/2010. Jedenfalls bewerten wir das Recht der Eheleute, sich aus einer gescheiterten Ehe befreien zu können, um vielleicht auch eine neue Verbindung einzugehen, höher als Regelungs- und Ordnungsinteressen des anderen Staates.
/

7. Verhältnis zum Iran

Internationale Übereinkünfte, die ein teilnehmender Mitgliedstaat abgeschlossen hat, oder Abkommen, denen er angehört, behalten ihren Vorrang, wenn sie "Kollisionsnormen für (die) Ehescheidung oder (die) Trennung ohne Auflösung des Ehebandes enthalten",  Art. 19 Abs. 2 VO Nr. 1259/2010, für uns vor allem das dt.-iran. Niederlassungsabk. 1929. Art. 19 Abs. 1 Haager Unterhaltsprotokoll (HUP) entscheidet in der Sache ebenso. Damit treten die (jeweils) besonderen Vorschriften im Verhältnis zum Iran zurück, allerdings nur soweit dass dt.-iran. Niederlassungsabk. auch betroffen ist, also nicht (etwa) bei Doppelstaatlern, die neben der iran. auch eine andere Staatsangehörigkeit haben,
 selbst wenn dies die deutsche ist. Eheleuten, die in Deutschland ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben und daher ihr Scheidungsverfahren bei dt. Gerichten führen können, VO Nr. 2201/2003
, sollten wir ihre grundgesetzlich festgelegten Befugnisse nicht nehmen, Art. 6 Abs. 1, 2 Abs. 1 GG (und für Ehefrauen: Art. 3 Abs. 2 GG), so dass wir stets unseren eigenen ordre public (Art. 6 EGBGB) bzw. seine besondere Ausprägung in Art. 10 VO Nr. 1259/2010 beachten sollten, um Rechtsverstöße zu vermeiden. Andererseits sollten wir aber aber die Eingriffe möglichst gering halten, etwa wenn die Antragsgegnerin sich gegen die Verstoßung durch ihren Mann nicht wendet, weil sie selbst geschieden werden will und die sonstigen Voraussetzungen des dt. Scheidungsrechts erfüllt sind, §§ 1565, 1566 Abs. 1 BGB. Denn so wird die Anerkennung des dt. Scheidungsbeschlusses im Herkunfts- bzw. Heimatland zumindest nicht gefährdet.
/
/
 Die Ehefrau scheint auch kaum schützenswert, wenn sie die Ergebnisse, die ihr sonst nicht "zugemutet" werden sollen, gerade so hinnehmen will.
8. Deutsche Staatsangehörige und mit gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland - Verfahrensführung in Deutschland

Hat die Sache den notwendigen Auslandsbezug, gelten die Regeln der VO Nr. 1259/2010 auch für das Scheidungsverfahren dt. Eheleute im Ausland.

Beispiel: Peter R., ltd. Bankangestellter, und Brigitte R., beide dt. Staatsangehörige, leben seit längerer Zeit in Brüssel/Belgien; aus ihrer Ehe sind die beiden Kinder Steffi, 4 Jahre alt, und Elisabeth, 1 1/2 Jahre alt, hervorgegangen, wobei bisher die Mutter im Wesentlichen ihre Betreuung geleistet hat. Peter möchte sich scheiden lassen. Dabei kann er

- belgische Gerichte einschalten, Art. 3 a) Abs. 1 1., 2. bzw. 5. Spiegelstrich, VO Nr. 2201/2003,

- aber das Verfahren auch und insoweit nach seinen Vorstellungen bei dt. Gerichten führen, Art. 3 b) VO Nr. 2201/2003, weil beide Ehegatten die dt. Staatsangehörigkeit haben. Für die Scheidung muss das FamG bei uns zunächst und vorrangig belgisches Aufenthaltsrecht anwenden, wenn sich die Eheleute nicht doch noch zur Wahl dt. Rechts entschließen können
 oder Peter die "Umzugszeit" abwartet, Art. 8 b) VO Nr. 1259/2010, weil dann die (gemeinsame Staatsangehörigkeit) den Ausschlag gibt oder dt. Recht als lex fori maßgeblich wird.
Beraterhinweis: Gerade für dt. Staatsangehörige mit gewöhnlichem Aufenthalt im Ausland liegt die Rechtswahl für dt. Recht nahe, wenn die Sache beim dt. FamG betrieben wird.
 Zieht Peter um und verstreicht ein Jahr, wird (nun) dt. Aufenthaltsrecht Grundlage, so dass empfehlenswert sein kann, diese Zeit abzuwarten.
Variante: Peter und Brigitte leben in London. Dann kommt bei Betrieb der Sache bei dt. Gerichten, die internat. zuständig sind, vgl. Art 3 b) VO Nr. 2201/2003, engl. Recht zur Anwendung, obwohl wir sonst, vgl. dazu Art. 4 Abs. 1 S. 2 EGBGB, zunächst auf ausl. IPR Bezug nehmen und seine Regeln für die weitere Rechtsanwendung heranziehen. Der üblichen Rückverweisung von dort, eingeschlossen in den jeweiligen Zuständigkeitsregeln - das zuständige Gericht wendet stets sein eigenes Recht an -, folgen wir jedenfalls nicht mehr, dazu Art. 10 VO Nr. 1259/2010, vgl. Art. 11 VO Nr. 1259/2010. Englische Gerichte, bei denen Peter (ebenfalls) Scheidungsantrag stellen könnte, vgl. Art. 3 a) 1., 2. und 5. Spiegelstrich VO Nr. 2201/2033, legen von vornherein engl. Recht zugrunde, so dass Peter - so oder so - erhebliche Vorteile für sich in Anspruch nehmen kann,
 wenn sie für ihn bereitstehen. Brigitte geht dagegen (eher) leer aus (falls nicht engl. Recht für sie günstiger ist). Gesetzlicher Güterstand in England ist jedenfalls die Gütertrennung; der Versorgungsausgleich ist unbekannt, aber für ihn könnte Brigitte später in Deutschland wenigstens entsprechende Regelungsanträge stellen, zu den Voraussetzungen Art. 17 Abs. 3 EGBGB (im Gesetzesentwurf), zur internat. Zuständigkeit dt. Gerichte für die Regelung dabei § 102 FamFG. Andererseits erfolgt in England ein umfassender "finanzieller Ausgleich" im Scheidungsverfahren, der unsere Grenzen zwischen den einzelnen Rechtseinrichtungen überschreitet oder durchbricht und für den Ausgleichspflichtigen sogar hässlichere Folgen haben kann als nach dt. Recht zu erwarten wären. Will Peter diese Folgen vermeiden, kann er (nur) umziehen und abwarten, denn dann kommt nach Art. 8 c) dt. Recht als Recht der gemeinsamen Staatsangehörigkeit oder als lex fori, d), im Scheidungsverfahren bei uns zur Anwendung. Brigitte kann kaum etwas tun und sich wehren; allenfalls kann nun sie umziehen, um die günstigeren Rechtsregeln in Deutschland (falls sie das sind) für sich in Anspruch zu nehmen, aber dann gerät sie in einen Wettlauf mit Peter um die materiellen Voraussetzungen für die Ehescheidung (Trennungszeiten u.ä.). Die wechselnde Anknüpfung für das Scheidungsverfahren ist dabei wieder einmal von "irritierender Flüchtigkeit".
 
III. Scheidungsfolgen

Für Scheidungsfolgen, die selbständig geregelt und nicht schon aus Art. 17 EGBGB abgeleitet sind, bleiben unsere bisherigen Anknüpfungsregeln erhalten; für sie sind die Vorschriften der VO Nr. 1259/2010 jedenfalls ohne Bedeutung. Bis zu einer Neuregelung des ehelichen Güterrechts
 durch europ. Rechtsverordnung gilt daher weiterhin aus dt. Sicht Art. 15 EGBGB. Verteilung von Hausrat und Regelung der Rechtsverhältnisse an der Ehewohnung richten sich nach Art. 17a EGBGB. Für Unterhaltsforderungen bzw. -pflichten werden die Bestimmungen der EuUnterhaltsVO Grundlage, VO Nr. 4/2009, bzw. für die Rechtsanwendung des Haager Unterhaltsprotokolls (HUP). Art. 18 EGBGB ist seit dem 18.6.2011 aufgehoben.
 Die Übertragung von Rentenanwartschaften und Pensionsaussichten durch Versorgungsausgleich erfolgt nach Art. 17 Abs. 1 und Abs. 3 EGBGB (mit eher redaktionellen Änderungsplänen im dt. AusfG).
 Schließlich beurteilt sich die elterl. Sorge und das Umgangsrecht des anderen Elternteils im Trennungsverfahren und nach der Scheidung nach Art. 21 EGBGB bzw. den dabei vorrangigen internat. Abk. und Übereinkünften, insbesondere dem Kinderschutzübereinkommen
 (KSÜ) bzw. dem Haager Minderjährigenschutzabk. (MSA), das im Verhältnis zur Türkei weiterhin die Dinge festlegt, die zumindest bisher dem KSÜ nicht beigetreten ist.

*	Inzwischen ist das dt. AusfG in Kraft getreten, BGBl. 2013 I 101, insbes. mit Ergänzungen zu Art. 17 Abs. 3 EGBGB (und Art. 17 b Abs. 1 EGBGB) zum Versorgungsausgleich, besondere Übergangsregeln in Art. 229 § 28 EGBGB; eingefügt ist im Übrigen Art. 46 d EGBGB (zu den formellen Voraussetzungen der Rechtswahl).


**	Ab 22.5.2014 gilt die VO Nr. 1259/2010 auch für Litauen, Beschluss der EU-Kommission v. 21.11.2012, ABl. EU Nr. L 323/18 (v. 22.11.2012).


� 	Dabei reicht ein Antrag auf Bewilligung von VKH für ein beabsichtigtes Ehescheidungsverfahren  nicht aus, der vor dem 21.6. gestellt ist, wenn diese erst nach Bewilligung betrieben werden soll, dazu OLG Stuttgart v. 31.7.2012 - 17 WF 156/12, FamRBint 2012, 90 mit Anm. Ramon für Italien.


� 	ABl. EU Nr. 343 v. 29.12.2010, S. 10. Inzwischen ist das dt. Ausführungsgesetz in Kraft getreten, vgl. BGBl. 2013 I 101, erste Übersicht bei Kemper, FamRBint 2013, 12 und Hau, FamRZ 2013, 249. Art. 46 d EGBGB (zu den formellen Voraussetzungen der Rechtswahl) ist eingefügt. Art. 17 Abs. 3 und Art. 17 b Abs. 1 S. 4 EGBGB sind (zum Versorgungsausgleich) teilweise neu gefasst, eigene Übergangsregeln in Art. 229 § 28 EGBGB.


� 	Grundlagen sind Art. 326 - 334 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europ. Union, AEUV, zu Einzelheiten dabei Finger, FuR 2011, 61 (63), insbesondere zum (notwendigen) Vorschlag der Kommission für eine Verstärkte Zusammenarbeit v. 24.3.2010, KoM-2010 - 155 endg., dazu auch Helms, FamRZ 2012, 1765 Fn. 5.


� 	Dazu früher BR-Drucks. 531/06.


� 	Im Übrigen können Eheleute, die noch enge Beziehungen zu ihrer Heimat haben, sich dort oder im Herkunftstaat scheiden lassen, wobei auch andere Überlegungen eine Rolle spielen können, leichterer Zugang zum Gericht, einfacheres Verfahren, schneller Abschluss dort - aber umgekehrt kann auch die dt. Verfahrenskostenhilfe eine Rolle spielen, um die Sache in Deutschland zu betreiben; aus dem forum shopping nach den Regeln der VO Nr. 2201/2003, das so zulässig ist, kann daher (ein) law shopping werden, wobei gerade der Antragsgegner belastet werden kann, wenn für ihn Rechtsfolgen nicht mehr bereitstehen, mit denen er bisher rechnen durfte, Rauscher, Internat. Privatrecht 4. Aufl. 2012, Rz. 815 mit Nachw. In Zukunft kann sogar eine ausdrückliche Rechtswahl für das eigene oder ein fremdes Recht sinnvoll sein, wenn die Parteien in dem Staat leben, dessen Staatsangehörigkeit sie gemeinsam haben, aber sich später vielleicht etwas für sie in ihrem Leben ändern könnte, so dass sie die Dinge jedenfalls festgelegt wissen wollen, dazu Kemper, FamRBint 2013, 12 (13); Übersicht auch bei Hau, FamRZ 2013, 249 .


� 	Zu Einzelheiten der Form bei der Rechtswahl Rauscher (Fn. 5), Rz. 820.


� 	Für Deutschland ist diese "Erweiterung" inzwischen geschaffen, Art. 46 d EGBGB, BGBl. 2013 I 101.


� 	Rangfolge danach: 1. Rechtswahl, 2. gemeinsames gewöhnliches Aufenthaltsrecht oder letztes gemeinsames gewöhnliches Aufenthaltsrecht, wenn der Umzug des anderen Gatten noch nicht länger als ein Jahr zurückliegt, 3 gemeinsame Staatsangehörigkeit, 4. lex fori (die häufig gleichzeitig gemeinsames Aufenthaltsrecht sein wird); knappe Übersicht bei Rauscher (Fn. 5), Rz. 815 mit Nachw. .


� 	Gruber, IPrax 2012, 381 (387).


� 	Insoweit wird Art. 16 VO Nr. 2201/2003 bestimmend, vgl. dazu 13. Erwägungsgrund S. 2: "Soweit zweckmäßig, sollte ein Gericht als gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 angerufen gelten", vgl. auch Gruber, IPrax 2012, 381 (387 Fn. 95). Die Voraussetzungen in der Sache sind anders als bei uns (keine Rechtshängigkeit).


� 	Ein Antrag auf Bewilligung von VKH vor dem 21.6.2012 reicht nicht aus, um die Verfahrensführung schon festzulegen, wenn nicht auch der Scheidungsantrag "unbedingt" betrieben werden, sondern vorrangig von der Bewilligung von VKH abhängig gemacht werden soll, dazu OLG Stuttgart v. 31.7.2012 - 17 WF 156/12, FamRBint 2012, 90 mit Anm. Ramon.


� 	Ramon weist dabei in ihrer Anm. zu OLG Stuttgart (Fn. 118) auf besondere güterrechtliche Folgen hin, für die das Trennungsverfahren und sein Abschluss wichtig werden können; zum Zusammenhang zwischen dem Trennungsurteil nach ital. Recht (mit Schuldspruch) und nachehelichen Unterhaltsansprüchen vgl. im Übrigen OLG Stuttgart v. 17.11.2009 - 17 UF 112/09..


� 	Wie bei Art. 14 EGBGB (und Art. 17 EGBGB) ist die Rechtsanwendung in Art. 8 VO Nr. 1259/2010 in einer Stufenfolge festgelegt und steht nicht zur freien Auswahl der Beteiligten.


13a	Ist der Scheidungsantrag vor dem 21.6.2012 anhängig geworden, bleibt bei gemeinsamer ital. Staatsangehörigkeit der Beteiligten ital. Recht maßgeblich; fehlt sie, wird Aufenthaltsrecht bestimmend, Art. 31 Abs. 1 und 2 ital. IPRG.


� 	EuGH v. 16.7.2009 - C 168/08, FamRBint 2009, 73 mit Anm. Finger.


� 	Nach unserer Vorstellung ist die dt. Staatsangehörigkeit allerdings stets vorrangig, Art. 5 Abs. 1 S. 2 EGBGB.


� 	Gruber, IPrax 2012, 381 (387).


� 	Etwa durch Rechtswahl, aber das Scheidungsverfahren haben die Eheleute selbst durch ihre Erklärungen  zur Trennung nicht erfasst, weil sie sich insoweit nicht festlegen wollten und meist auch die Zusammenhänge gar nicht überschaut haben.


� 	Dabei sind auch keine Grundsätze der "Kontinuität" zu beachten, Ausnahme: Art. 9 VO Nr. 1259/2010, nämlich die Umwandlung eines Trennungsverfahrens in eine Ehescheidung, aber die Voraussetzungen dieser Bestimmung liegen gerade nicht vor, anders allerdings OLG Stuttgart v. 17.1.2013 - 17 WF 251/12 mit Anmerkung Dimmler/Bißmaier, wie hier (wohl) Pietsch, NJW 2012, 1768 (1770 Fn. 39) - die Umwandlungsvoraussetzungen nach Art. 9 VO Nr. 1259/2010 liegen im Verhältnis zu Italien nicht vor.


� 	Darauf hat Ramon in ihrer Anmerkung zu OLG Stuttgart v. 31.7.2012 - 17 WF 156/12, FamRBint 2012, 90 hingewiesen.


� 	Ramon, FamRBint 2012, 90 (91).


� 	Auch für den Unterhalt können sich Auswirkungen ergeben, vgl. dazu Ramon, FamRBint 2009, 15 und dies., FamRBint 2009, 65. Doch kann nach Art. 5 HUP jeder Gatte schon für die Trennungszeit für seine Unterhaltsforderungen durch einfache Erklärung das Recht zur Anwendung bringen, das mit der Ehe eine besondere Verbindung aufweist, bei gewöhnlichem Aufenthalt in Deutschland also (etwa) dt. Recht (Art. 18 EGBGB ist aufgehoben), so dass er nicht wie sonst beschränkt bleibt auf den notwendigen Unterhalt, Art. 156 Abs. 1 und 453 ital. Cc, vgl. Bergmann/Ferid/Henrich, Länderbericht Italien, S. 46 mit Nachw.


� 	Obwohl wir sie sonst nicht nur für Staatsangehörige der Mitgliedstaaten der europ. Gesetzgebung (oder der teilnehmenden Mitgliedstaaten) heranziehen, sondern für alle, die die Anwendungsvoraussetzungen im Einzelnen erfüllen, durchgängig durch ihre gewöhnliche Aufenthaltsnahme bei uns. Deshalb wird für die Verfahrensführung in Deutschland auch für Türken die VO Nr. 2201/2003 Grundlage für die internat. Zuständigkeit des dt. FamG.


� 	Zum Widerspruch nach dieser Bestimmung auch Dimmler/Bißmaier, FamRBint 2012, 66 (67 f.).


� 	Dazu auch OLG Hamm v. 3.12.2012 - II-7 WF 239/12, FamRB 2013, █ = FamRZ 2013, 217.


� 	Dazu Henrich, Internat. Scheidungsrecht, 3. Aufl. 2012, Rz. 95.


� 	Dazu OLG Hamm v. 23.8.2010 - 8 UF 39/10, FamRBint 2011, 2 mit Anm. Odendahl.


� 	Nachweise bei Palandt/Thorn, Art. 17 EGBGB Rz. 9 und BGH v. 25.10.2006 - XII ZR 5/04, FamRZ 2007, 113 (entschieden für Italien und das dort vorgesehene Trennungsverfahren, das mit den vorgesehenen Abläufen wie eine besondere Trennungsfrist wirkt).


� 	Zuletzt wohl OLG Hamm v. 11.10.2010 - II-6 UF, FamRBint 2012, 1 mit Anm. Finger, vgl. auch Finger/El Azzouzi, FamRBint 2013, 16 Länderbericht Marokko.


� 	So Henrich (Fn. 25), Rz. 96. 


� 	Größere Bedeutung werden Art. 4 bzw. Art. 12 VO Nr. 1259/2010 bei der Rechtswahl der Beteiligten haben.


� 	Dabei beschränkt sich der Schutz in Deutschland nicht auf dt. Staatsangehörige, sondern erfasst alle, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt bei uns haben, deutlicher Inlandsbezug, dazu Rauscher (Fn. 5), Rz. 824 und Helms, FamRZ 2011, 1765 (1771).


� 	Art. 13 VO 1259/2010 ist bedeutungslos geworden, Maltaklausel, weil in Malta in der Zwischenzeit die Ehescheidung möglich ist, dazu Rauscher (Fn. 5), Rz. 825 mit weiteren Nachw., zum sog. Malta-Problem aktuell BGH v. 20.2.2013 - XII ZR 8/11.


� Vgl. dazu BVerfG v. 4.12.2006 - 2 BvR 1216/06, BeckRS 2007, 20010 und OLG Hamm v. 14.6.20112 - 4 UF 136/10, FamRZ 2012, 1498 mit Anm. Henrich 1500.
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